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e) Ausbeutung der Arbeit von Angehörigen einer oder 
mehrerer rassischer Gruppen’ insbesondere durch 
Zwangsarbeit;

f) die Verfolgung von Organisationen und Personen auf 
Grund ihrer Gegnerschaft zur Apartheid durch den 
Entzug von Grundrenten und -freiheiten.

Artikel III

Unabhängig von dem jeweiligen Motiv gilt die internatio­
nale strafrechtliche Verantwortlichkeit für Einzelpersonen, 
Angehörige von Organisationen und Institutionen und Ver­
treter des Staates ungeachtet dessen, ob sie ihren Wohnsitz 
auf dem Territorium des Staates haben, in dem die Hand­
lungen begangen werden, oder in einem anderen Staat, wenn 
sie

a) die in Artikel II der vorliegenden Konvention genann­
ten Handlungen begehen, daran teilnehmen, zu ihrer 
Begehung direkt anstiften oder sich dazu verschwören;

b) zur Begehung des Apartheid-Verbrechens unmittelbar 
Vorschub leisten, dazu ermutigen oder beitragen.

Artikel IV

Die Teilnehmerstaaten der vorliegenden Konvention ver­
pflichten sich:

a) alle gesetzgeberischen oder anderen Maßnahmen zu 
treffen, die notwendig sind, um jede Förderung des 
Apartheid-Verbrechens und ähnliche Rassentrennungs- 
Politik oder deren Erscheinungsformen zu bekämpfen 
und zu verhindern und um Personen zä bestrafen, die 
sich dieses Verbrechens schuldig machen;

b) gesetzgeberische, juristische und administrative Maß­
nahmen zu treffen, um Personen, die für in Artikel II 
der vorliegenden Konvention definierte Handlungen 
verantwortlich sifld oder solcher Handlungen angeklagt 
sind, im Einklang mit ihrer Rechtsprechung gerichtlich 
zu verfolgen, vor Gericht zu bringen und zu bestrafen, 
unabhängig davon, ob diese Personen ihren Wohnsitz 
auf dem Territorium dieses Staates haben, in dem die 
Handlungen begangen werden, Staatsangehörige dieses 
Staates, eines anderen Staates oder Staatenlose sind.

Artikel V

Personen, die der in Artikel II der vorliegenden Konven­
tion aufgeführten Handlungen angeklagt sind, können vor ein 
zuständiges Gericht eines jeden der Teilnehmerstaaten der 
Konvention gestellt werden, das die Zuständigkeit für die 
Person des Angeklagten erwerben kann, oder vor ein inter­
nationales Strafgericht, das für die Teilnehmerstaaten zu­
ständig ist, die seine Zuständigkeit akzeptiert haben.

Artikel VI
Die Teilnehmerstaaten der vorliegenden Konvention ver­

pflichten sich, im Einklang mit der Charta der Vereinten 
Nationen die Beschlüsse des Sicherheitsrates, die auf die Ver­
hütung, Bekämpfung und Bestrafung des Apartheid-Verbre­
chens gerichtet sind, zu akzeptieren und durchzuführen und 
bei der Durchführung von Beschlüssen anderer zuständiger 
Organe der Vereinten Nationen mit dem Ziel der Verwirk­
lichung der Absichten der Konvention mitzuarbeiten.

Artikel VII
1. Die Teilnehmerstaaten der vorliegenden Konvention ver­

pflichten sich, der gemäß Artikel IX gebildeten Gruppe 
periodische Berichte über die von ihnen getroffenen ge­
setzgeberischen, juristischen, administrativen oder ande­
ren Maßnahmen vorzulegen, durch die die Bestimmungen 
der Konvention wirksam werden.

2. Kopien der Berichte werden über den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen dem Sonderausschuß gegen Apartheid 
übermittelt.

. Artikel VIII

Jeder Teilnehmerstaat der vorliegenden Konvention kann 
jedes zuständige Organ der Vereinten Nationen aufrufen, ge­
mäß der Charta der Vereinten Nationen die Schritte zu 
unternehmen, die es zur Verhütung und Bekämpfung des 
Apartheid-Verbrechens für geeignet erachtet.

Artikel IX

1. Der Vorsitzende der Menschenrechtskommission beruft zur 
Behandlung der von den Teilnehmerstaaten im Einklang 
mit Artikel VII vorgelegten Berichte eine aus drei Mit­
gliedern der Menschenrechtskommission bestehende 
Gruppe, die gleichzeitig Vertreter von Teilnehmerstaaten 
der vorliegenden Konvention sind.

2. Wenn sich unter den Mitgliedern der Menschenrechts­
kommission keine Vertreter von Teilnehmerstaaten der 
vorliegenden Konvention befinden oder wenn ihre Zahl 
kleiner als drei ist, benennt der Generalsekretär der Ver­
einten Nationen nach Konsultation aller Teilnehmer­
staaten der Konvention einen Vertreter eines Teilnehmer­
staates oder Vertreter von Teilnehmerstaaten, die nicht 
Mitglieder der Menschenrechtskommission sind, zur Teil­
nahme an der Tätigkeit der gemäß Absatz 1 dieses Arti­
kels gebildeten Gruppe, bis Vertreter von Teilnehmer­
staaten der Konvention in die Menschenrechtskommission 
gewählt werden.

3. Die Gruppe kann entweder vor der Eröffnung oder nach 
Abschluß der Tagung der Menschenrechtskommission für 
einen Zeitraum von höchstens fünf Tagen zusammen­
treten, um sich mit den gemäß Artikel VII vorgelegten 
Berichten zu befassen.

Artikel X
1. Die Teilnehmerstaaten der vorliegenden Konvention er­

mächtigen die Menschenrechtskommission,
a) Organe der Vereinten Nationen zu ersuchen, daß sie bei 

der Übermittlung von Kopien von Anträgen gemäß 
Artikel 15 der Internationalen Konvention über die Be­
seitigung aller Formen von Rassendiskriminierung die 
Aufmerksamkeit der Kommission auf Beschwerden 
lenken, die in Artikel II der vorliegenden Konvention 
auf geführte Handlungen betreffen;

b) auf der Grundlage von Berichten seitens zuständiger 
Organe der Vereinten Nationen sowie periodischer Be­
richte von Teilnehmerstaaten der vorliegenden Kon­
vention eine Aufstellung von Einzelpersonen, Organi­
sationen, Institutionen und Vertretern von Staaten an­
zufertigen, von denen behauptet wird, daß sie für 
Verbrechen, wie sie in Artikel II der Konvention auf­
geführt sind, verantwortlich sind, sowie eine Aufstel­
lung jener, gegen die von Teilnehmerstaaten der Kon­
vention ein gerichtliches Verfahren eingeleitet wurde;

c) die zuständigen Organe der Vereinten Nationen um 
Angaben über Maßnahmen zu ersuchen, die von Be­
hörden, welche für die Verwaltung von Treuhand­
schaftsgebieten und Gebieten ohne Selbstregierung so­
wie von allen anderen Territorien, auf die sich die 
Resolution 1514 (XV) der Vollversammlung vom 14. De­
zember 1960 bezieht, verantwortlich sind, in bezug auf 
Einzelpersonen getroffen wurden, von denen behauptet 
wird, daß sie für Verbrechen gemäß Artikel II der 
Konvention verantwortlich sind, und von denen ange­
nommen wird, daß sie in die territoriale und admini­
strative Zuständigkeit dieser Behörden fallen.

2. Bis zur Erreichung der Ziele der Deklaration über die Ge­
währung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und 
Völker, die in der Resolution 1514 (XV) der Vollversamm­
lung enthalten ist, beschränken die Bestimmungen der vor­
liegenden Konvention in keiner Weise das Petitionsrecht,

' das diesen Völkern in anderen internationalen Dokumenten 
oder von den Vereinten Nationen und ihren Spezial­
organisationen gewährt wurde.


